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Vorwort

Unlängst konstatierte Gerhard Wagner, dass bei der Kontrolle allgemeiner
Geschäftsbedingungen im Unternehmensverkehr „gesetzgeberisches Han-
deln geboten“ sei, wenn für Unternehmen Rechtssicherheit geschaffen
und die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Rechts international gestärkt
werden soll (G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb,
2017, S. 181). Es handelt sich bei dieser Stellungnahme um ein weiteres
Glied in der immer länger werdenden Kette jener Stimmen, die eine ge-
setzgeberische Reform des AGB-Rechts im B2B-Bereich für dringend erfor-
derlich halten und nicht weiter auf eine Änderung der als zu restriktiv be-
werteten Rechtsprechung ohne gesetzgeberisches Eingreifen hoffen. Diese
Stimmen zielen nicht zuletzt darauf, den mit dem geltenden Recht der
AGB-Kontrolle verbundenen Wettbewerbsnachteil des deutschen Privat-
rechts auf dem Markt der Rechtsordnungen zu beseitigen.

Zugleich handelt es sich bei diesem Plädoyer um einen weiteren Bau-
stein der seit über zehn Jahren andauernden Diskussion über die Notwen-
digkeit einer Reform des deutschen AGB-Rechts im B2B-Bereich. So hat
die Frankfurter Initiative zur Fortentwicklung des AGB-Rechts im unternehme-
rischen Verkehr bereits im Jahr 2011 einen ausführlichen Gesetzgebungsvor-
schlag vorgelegt. Hinzu sind weitere Regelungsvorschläge aus Wissen-
schaft und Praxis getreten. Die wesentlichen Argumente, die für und ge-
gen eine solche Reform des AGB-Rechts streiten, wurden in der Zwischen-
zeit hinreichend ausgetauscht. Es mangelt nicht an ausführlichen Stellung-
nahmen im Schrifttum sowie aus der Praxis, die eine Reformbedürftigkeit
des deutschen AGB-Rechts im unternehmerischen Bereich begründen. Sie
verweisen u.a. auf die Gefahr einer Rechtsflucht des unternehmerischen
Verkehrs (z.B. zum Schweizer Recht), die Flucht der Praxis in die Schieds-
gerichtsbarkeit und die weitreichende Beschränkung von Privatautonomie
und Berufsfreiheit der Unternehmen, um nur zentrale Gründe der Befür-
worter einer Reform in Erinnerung zu rufen. Die Gegner einer solchen Re-
form des AGB-Rechts melden u.a. mit Blick auf den Zweck der AGB-Kon-
trolle, die mit neuen Regelungen verbundene Rechtsunsicherheit sowie
die Notwendigkeit des angemessenen Schutzes insbesondere kleiner und
mittlerer Unternehmen Bedenken gegen eine AGB-Reform an.

Im wissenschaftlichen Diskurs deutlich weniger beleuchtet wurde bis-
lang hingegen die Frage, welche der Reformvorschläge, die in der wissen-
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schaftlichen und rechtspolitischen Diskussion bislang unterbreitet wur-
den, vorzugswürdig sind, welche Vor- und Nachteile sich mit den einzel-
nen Regelungsoptionen verbinden und ob aus der Perspektive der Rechts-
anwendungspraxis gegen einzelne Vorschläge mehr oder minder gravie-
rende Bedenken zu erheben sind. Erst in jüngster Zeit wurde diese Frage-
stellung von vereinzelten monographischen Ausarbeitungen aufgegriffen.

Aus diesem Grund wurde ein Workshop an der Universität Regensburg
am 14. Mai 2019 unter Beteiligung von Wissenschaftlern, Unternehmens-
vertretern, Verbandsvertretern und Vertretern von Ministerien unter dem
Titel „Reform der AGB-Kontrolle im unternehmerischen Geschäftsver-
kehr“ dieser Frage gewidmet. Dabei wurde das „Ob“ einer solchen Reform
des AGB-Rechts unterstellt, um die Diskussion auf die verschiedenen An-
satzpunkte für eine Neuregelung zu richten. Neben den Regelungsvor-
schlägen, die bislang im wissenschaftlichen und rechtspolitischen Diskurs
präsentiert wurden, rückten darüber hinausgehende alternative Lösungs-
möglichkeiten in den Fokus. Hintergrund dieses Workshops war nicht zu-
letzt, dass sich seit dem Frühjahr 2019 eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe
dieser Themenstellung widmet. Der Workshop wollte dieser Arbeitsgrup-
pe, für den Fall, dass auch diese die Notwendigkeit einer Reform des AGB-
Rechts im B2B-Bereich im Grundsatz befürworten sollte, weitere Erkennt-
nisse zu den Vorzügen und Nachteilen einzelner Regelungsalternativen in
einer solchen Reform an die Hand geben.

Nachfolgend findet sich zunächst ein kurzer Abriss zum status quo der
AGB-Kontrolle im unternehmerischen Geschäftsverkehr im BGB, mithin
eine Skizzierung der entsprechenden Regelungen im BGB, einzelne Hin-
weise zu den Motiven des Gesetzgebers sowie zu den Grundlinien der
höchstrichterlichen Rechtsprechung. Diese Ausführungen gehen inhalt-
lich auf ein Skript zurück, dass den Teilnehmern des Workshops im Vor-
feld der Veranstaltung zur Verfügung gestellt wurde, um die Diskussion
vom Zusammentragen der Regelungsvorschläge sowie der aktuellen
Rechtslage zu entlasten. Die Ausführungen sollen kurz und präzise den
status quo der AGB-Kontrolle im unternehmerischen Geschäftsverkehr in
seinen wesentlichen Grundlinien abbilden. Sodann folgen knappe Hin-
weise zu den Regelungen in anderen Rechtsordnungen und zum Zweck
der AGB-Kontrolle im deutschen Recht. Im Anschluss daran werden die
bislang im wissenschaftlichen und rechtspolitischen Diskurs vorgestellten
regelungstechnischen Ansätze zur Modifikation der AGB-Kontrolle im
B2B-Bereich für die Diskussion handhabbar zusammengestellt. Neben den
jeweils im Wortlaut wiedergegebenen Regelungsvorschlägen finden sich
zumeist auch kurze Hinweise zu wesentlichen Argumenten, die für den je-
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weiligen Regelungsvorschlag angeführt werden, sowie zu etwaigen bereits
diskutierten Kritikpunkten.

Sodann folgt der Diskussionsbericht zum Workshop, der in verschiede-
ne Abteilungen unterteilt war. Diese verschiedenen Abteilungen haben
sich mit der Beschränkung der AGB-Kontrolle im unternehmerischen Ver-
kehr, mit der Möglichkeit einer Modifikation der Individualabrede sowie
der möglichen Modifikation des Maßstabs der Inhaltskontrolle im B2B-Be-
reich befasst. Zudem findet sich in einem weiteren Abschnitt („Sonstiges“)
die Diskussion jüngerer (zusätzlicher) Regelungsvorschläge. Dieser Band
soll dabei die offene und sehr fruchtbare Diskussion in den verschiedenen
Abteilungen des Workshops ergebnisbezogen dokumentieren. Nur der
wissenschaftlichen Auseinandersetzung verpflichtet steht dabei das kon-
krete Argument im Vordergrund, sodass die einzelnen Diskussionsbeiträ-
ge, Argumente und Überlegungen nicht konkreten Teilnehmern des
Workshops zugeschrieben werden. Der Workshop hat aufgrund der be-
reits über ein Jahrzehnt andauernden Diskussion dieser Themenstellung
versucht, die klassischen Veranstaltungsformate teilweise zu durchbre-
chen. Nach einführenden Kurzreferaten zu den Abteilungen erfolgte eine
strukturierte, offene Diskussion im geschützten Rahmen zwischen fachlich
in der Themenstellung sehr gut ausgewiesenen Wissenschaftlern, Vertre-
tern der Wirtschaft (Unternehmen und Verbände) sowie Vertretern von
Ministerien. Hierdurch sollte eine Analyse und Diskussion der Themen-
stellung erreicht werden, welche die erforderliche wissenschaftliche Tiefe
und Objektivität gewährleistet, aber auch die durchaus heterogenen Be-
dürfnisse der Rechtspraxis in die Überlegungen miteinbezieht.

Als ein subjektives Fazit des Autors finden sich sodann konkrete Vor-
schläge zu einer Reform der AGB-Kontrolle im unternehmerischen Ge-
schäftsverkehr mit Blick auf die Beschränkung der AGB-Inhaltskontrolle,
die adäquaten Anforderungen an das individuelle Aushandeln sowie an
eine wertungsgerechte Modifikation des Maßstabs der Inhaltskontrolle im
B2B-Bereich. In diese Vorschläge gehen die Erkenntnisse ein, die der Autor
während der Vorbereitung des Workshops und der Befassung mit dieser
Themenstellung sowie aus Verlauf des Workshops gewonnen hat. Zu-
gleich werden vorab die Regelungsaufgaben des Gesetzgebers bei einer Re-
form des AGB-Rechts im Bereich des unternehmerischen Geschäftsver-
kehrs identifiziert. Dabei wird verdeutlicht, dass eine optimale, wertungs-
adäquate Reform des AGB-Rechts die drei vorgenannten Fragestellungen
aus den Abteilungen des Workshops adressiert, da mit ihnen jeweils eigen-
ständige Regelungsaufgaben für den Gesetzgeber bei einer Reform verbun-
den sind.
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Der Band versteht sich als Beitrag zur Formulierung einer adäquaten,
wertungspräzisen Regelung der AGB-Kontrolle im B2B-Bereich; zugleich
soll er angemessen handhabbar sein. Hiermit war eine Beschränkung des
Umfangs verbunden. Bezweckt ist daher eine konzise Darstellung der Re-
gelungsvorschläge aus Wissenschaft und Praxis zu den einzelnen Rege-
lungsfragen sowie die Zusammenfassung der Diskussion des Workshops
mit abschließenden Vorschläge des Verfassers.

Hinzuweisen bleibt noch darauf, dass an dem Workshop an der Univer-
sität Regensburg auch Vertreterinnen und Vertreter des BMJV sowie der
Landesjustizministerien in Baden-Württemberg, Bayern und Sachsen teilge-
nommen haben. Diese haben sich aktiv an der Diskussion beteiligt. Ihre
Teilnahme am Workshop blieb aber auf diese Beiträge zur offenen Diskus-
sion beschränkt. Sofern im Rahmen des nachfolgenden Diskussionsbe-
richts Hinweise z.B. auf ein mehrheitliches Eintreten für eine bestimmte
Lösung enthalten sind oder die weit überwiegende Ablehnung einer be-
stimmten Regelung nachgezeichnet wird, sind diese Meinungsbilder ohne
Beteiligung der Vertreterinnen und Vertreter des BMJV bzw. der Landes-
justizministerien zustande gekommen. Insoweit haben sie sich im Work-
shop auf eine Zuschauerrolle beschränkt und bei der Erhebung der Mei-
nungsbilder nicht mitgewirkt.

Die Veranstaltung wurde von der Fritz Thyssen Stiftung für Wissenschafts-
förderung (www.fritz-thyssen-stiftung.de) großzügig gefördert; ihr gilt der
besondere Dank für die kurzfristige Ermöglichung dieser Veranstaltung.
Die Drucklegung wurde von der Regensburger Universitätsstiftung gefördert;
dafür gebührt dieser großer Dank. Die Organisation des Workshops erfolg-
te unter der Regie der Vereinigung zur Förderung des Deutschen und Europä-
ischen Bank-, Kapitalmarkt- und Unternehmensrechts e.V. (www.vbu-unterneh
mensrecht.de), der hierfür ebenfalls gedankt sei.

Prof. Dr. Carsten Herresthal, LL.M. Regensburg, im Dezember 2019
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